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37. 

Neue VRV 2015 ‐ Information für Gemeinden und Gemeindeverbände 

Auf Grundlage des § 16 Abs. 1 des Finanz‐

Verfassungsgesetzes 1948, BGBl. Nr. 45/1948, zuletzt 

geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 51/2012, hat 

das Bundesministerium für Finanzen im Einvernehmen mit 

dem Rechnungshof mit Verordnung vom 19. Oktober 2015, 

BGBl. II Nr. 313/2015, die Voranschlags‐ und 

Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) für 

Länder und Gemeinden erlassen. Mit BGBl. II Nr. 17/2018 

vom 23. Jänner 2018 erfolgte auf Grund notwendiger 

inhaltlicher und redaktioneller Anpassungen die erste 

Novelle zur vorliegenden Verordnung. 

Die Bestimmungen der VRV 2015 sind nunmehr für alle 

Städte und Gemeinden in Tirol einheitlich erstmalig für 

das Finanzjahr 2020 (Voranschläge und Rechnungs‐

abschlüsse) anzuwenden. 

Gemeindeverbände nach der Tiroler Gemeindeordnung 

sind aus kompetenzrechtlichen Gründen nicht vom 

Geltungsbereich der VRV 2015 erfasst. Im Einvernehmen 

mit dem Tiroler Gemeindeverband ist jedoch 

beabsichtigt, dass – wie bereits im Merkblatt Juni 2017 

angekündigt – auf landesgesetzlicher Ebene die 

vollumfängliche Geltung der VRV 2015 ab dem 

Finanzjahr 2020 für alle Gemeindeverbände nach der 

Tiroler Gemeindeordnung 2001 – mit Ausnahme der 

Bezirkskrankenhaus‐Gemeindeverbände – normiert wird. 

Für Verbände nach dem Wasserrechtsgesetz sowie 

atypische Gemeindegutsagrargemeinschaften gilt die VRV 

2015 nicht. 

Es gilt somit zu beachten, dass bereits ab Herbst 2019 die 

Bestimmungen des neuen Haushaltsrechts bei der 

Erstellung des Voranschlags für das Finanzjahr 2020 von 

Gemeinden und Gemeindeverbänden nach der TGO zu 

berücksichtigen sind. Besonders bei Gemeindeverbänden 

nach der TGO ist auf die Verwendung eines VRV‐

konformen Buchhaltungssystems ab dem Umstiegs‐

zeitpunkt zu achten.

Veröffentlichung von Unterlagen und Ergebnis der 

Arbeitsgruppe Mustervoranschlag und Muster‐

rechnungsabschluss

Mit der Novelle vom 23. Jänner 2018 zur VRV 2015

sind  auch  die  Erläuternden  Bemerkungen  zur VRV 2015
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umfassend überarbeitet worden bzw. wurden  Klarstell‐

ungen in noch offenen Punkten getroffen. Die Unterlagen 

können auf der Homepage des Bundesministeriums für 

Finanzen unter folgendem Link abgerufen werden:

https://www.bmf.gv.at/budget/finanzbeziehungen‐zu‐

laendern‐und‐gemeinden/voranschlags‐und‐rechnungs‐

abschlussverordnung.html

Ebenfalls unter diesem Link wurde das Ergebnis der 

Arbeitsgruppe Mustervoranschlag und Musterrechnungs‐

abschluss veröffentlicht. Diese Arbeitsgruppe hat für die 

drei Testgemeinden Klagenfurt, Grafenwörth und 

Trofaiach bereits, basierend auf Realdaten der 

Rechnungsjahre 2015 und 2016, Mustervoranschläge bzw. 

Musterrechnungsabschlüsse nach den novellierten 

Bestimmungen der VRV 2015 erstellt.

Änderungen durch die Novelle

• Verbände nach dem Wasserrechtsgesetz sowie 

atypische Gemeindegutsagrargemeinschaften sind nicht 

im Beteiligungsnachweis zu erfassen

Bereits in der Erstfassung der VRV 2015 wurden 

Gemeindeverbände nicht als Beteiligungen der 

Gemeinden eingestuft, womit eine Erfassung im 

Beteiligungsnachweis nicht vorgesehen ist. Offen war 

diesbezüglich die Erfassung von Verbänden nach dem 

Wasserrechtsgesetz. Nun wurde in den Erläuternden 

 Bemerkungen klargestellt, dass auch Verbände nach dem 

Wasserrechtsgesetz keine Beteiligungen der Gemeinden 

sind.   

Weiters wird nach Diskussion über die Darstellung und 

Erfassung von atypischen Gemeindegutsagrar‐

gemeinschaften im Rechnungsabschluss der Gemeinden 

die Meinung vertreten, dass diese ebenfalls keine 

Beteiligungen der Gemeinden sind und daher im 

Beteiligungsnachweis nicht darzustellen sind.

• Der gesamte Kontenplan wurde überarbeitet 

um Widersprüche zu beseitigen, überflüssige Konten 

wurden gestrichen bzw. notwendige zusätzliche Konten 

ergänzt (siehe dazu auch den Hinweis zum 

Kontierungsleitfaden).

• Die Nutzungsdauertabelle (Anlage 7) wurde in 

Bezug auf die Nutzungsdauern bzw. 

Vermögensbezeichnungen / Kategorien angepasst. 

Besonders bedeutend dabei sind die Änderungen der 

Nutzungsdauern für Massivbauten – 50 Jahre, Kanal 

baulich – 50 Jahre bzw. Wasserleitungen – 33 Jahre. Auf 

die Änderungen der Nutzungsdauern ist bei der 

Ersterfassung und –bewertung des Anlagevermögens 

Bedacht zu nehmen.

• Die Bestimmung zu Rotabsetzung wurde an die 

VRV 1997 angepasst

Bei Rückersätzen von Abgaben, zu denen auch Gebühren, 

Steuern und Interessentenbeiträge zählen, sowie von 

Ausgaben für Leistungen für Personal besteht keine 

zeitliche Beschränkung der Absetzbarkeit (unbedingte 

Absetzbarkeit). Der Begriff „Rückersätze“ umfasst auch 

das „ertragswirksame Ausbuchen“ von uneinbringlichen 

Abgabenforderungen (korrespondierend zu § 235 der 

Bundesabgabenordnung). Diese Absetzbarkeit ist bei den 

Abgaben im Hinblick auf die Ermittlung einer korrekten 

Finanzkraft der Gemeinden und der daraus resultierenden 

Auswirkungen aus dem jeweils gültigen Finanzausgleich 

notwendig. Bei Leistungen für Personal ist die 

Absetzbarkeit zur korrekten Darstellung des 

Personalaufwandes infolge von notwendigen 

Berichtigungen in der Lohnverrechnung (z. B. 

Aufrollungen, Übergenüsse) erforderlich. Der 

Rotabsetzung muss ein konkreter Gebarungsfall zugrunde 

liegen.

• Rückerfassung der Investitionszuschüsse

§ 36 VRV 2015 sieht vor, dass für erhaltene und 

zweckentsprechend verwendete Kapitaltransferzahlungen 

für Investitionen Sonderposten auf der Passivseite 

zwischen dem Nettovermögen und den langfristigen 

Fremdmitteln anzusetzen sind. Die Auflösung der 

Sonderposten für geförderte Vermögensgegenstände ist 

entsprechend der in der Nutzungsdauertabelle 

angegebenen Nutzungsdauer (Anlage 7) ertragswirksam 

vorzunehmen. 

Im Zuge der Novelle wurde nun klargestellt, dass für 

Investitionszuschüsse im Sinne des § 36 VRV 2015, die vor 

der Kundmachung der VRV 2015 (Oktober 2015) gewährt 

wurden, aus verwaltungsökonomischen Gründen kein 

Sonderposten angesetzt werden kann. Somit reicht die 

Rückerfassung bis ins Jahr 2015, anderenfalls ist jedoch 

nun auch klargestellt, dass ab Oktober 2015 

Investitionszuschüsse zu passivieren sind.

https://www.bmf.gv.at/budget/finanzbeziehungen-zu-laendern-und-gemeinden/voranschlags-und-rechnungsabschlussverordnung.html
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• Gemeinde‐Bedarfszuweisungen sind Eigen‐

mittel der Gemeinden (§ 36 VRV 2015) – keine Bildung 

von Investitionszuschüssen für Bedarfszuweisungen

Auf Grundlage bzw. seit dem Finanzausgleichsgesetz 2002 

ist geregelt, dass es sich bei Bedarfszuweisungen um 

einen Vorwegabzug aus den Ertragsanteilen der 

Gemeinden handelt. Explizit wird von Gemeinde‐

Bedarfszuweisungen – und somit von Eigenmitteln der 

Gemeinden – gesprochen. Damit besteht für die 

Gemeinden die Möglichkeit, die Gemeinde‐

Bedarfszuweisungen (auch für Investitionszwecke) in der 

Ergebnisrechnung zu verbuchen und damit nicht zu 

passivieren. In den Erläuterungen zur VRV 2015 ist im § 36 

festgehalten: „Nicht rückzahlbare Zuschüsse für 

Investitionen sind nicht zu passivieren. Das gilt z.B. für 

Gemeinde‐Bedarfszuweisungen, die für Investitionen 

gewährt wurden und die gemäß landesrechtlichen 

Bedarfszuweisungsrichtlinien nicht rückzahlbar sind.“

• Abgrenzung Finanzierungsleasing zu Operating 

Leasing

Zur einfachen Abgrenzung zwischen Finanzierungsleasing 

und Operating Leasing wurde klargestellt, dass es sich um 

Finanzierungsleasing handelt, wenn das wirtschaftliche 

Eigentum beim Leasingnehmer liegt. Ist der Leasinggeber 

wirtschaftlicher Eigentümer und weist das Wirtschaftsgut 

in seiner Bilanz aus, liegt Operating Leasing vor. Für die 

Einordnung der vorliegenden Leasingform ist die 

Beurteilung des Leasinggebers einzuholen.

Vermögenserfassung und –bewertung zur Erstellung der 

Eröffnungsbilanz

Bis Anfang 2019 finden Schulungstermine zum Thema 

Erfassung und Bewertung des Anlagevermögens statt. Der 

im Zuge einer Arbeitsgruppe mit Steuerberater Prof. Dr. 

Helmut Schuchter und Dr. Klaus Kandler in 

Zusammenarbeit mit den Firmen Kufgem GmbH und 

GemNova Dienstleistungs GmbH erstellte Leitfaden zur 

erstmaligen Erfassung und Bewertung des 

Anlagevermögens sollte dazu als Grundlage herangezogen 

werden. Es ist besonders darauf zu achten, dass nach 

Teilnahme an den Schulungsterminen die 

Vermögenserfassung und –bewertung seitens der 

Gemeinden / der Gemeindeverbände rasch und zeitnah 

erfolgt. Die VRV 2015 sieht keine Frist für die Vorlage der 

Eröffnungsbilanz vor, daher ist sie spätestens mit dem 

ersten Rechnungsabschluss nach VRV 2015 vorzulegen und 

vom Gemeinderat bzw. der Gemeindeverbands‐

versammlung gesondert zu beschließen. Da zur 

erstmaligen Erstellung des Voranschlags für das 

Finanzjahr 2020 Informationen der Eröffnungsbilanz 

notwendig sind, sollte die Bewertung des 

Sachanlagevermögens bis Mitte 2019 abgeschlossen sein 

bzw. die gesamte Eröffnungsbilanz bis Mitte 2020 erstellt 

und beschlossen werden. 

Die Bestimmungen der VRV 2015 sowie die Erläuternden 

Bemerkungen sehen prinzipiell die Bewertung anhand von 

fortgeschriebenen Anschaffungs‐ und Herstellungskosten, 

darunter sind die ursprünglichen (historischen) 

Anschaffungs‐ und Herstellungskosten zu verstehen, die 

um den linearen Abschreibungsbetrag entsprechend der 

vorgesehenen Nutzungsdauer vermindert wurden, vor. Das 

bedeutet, wenn historische Anschaffungs‐ bzw. 

Herstellungskosten aus den Aufzeichnungen der Gemeinde 

ermittelt werden können, so sind diese für die 

Vermögensbewertung zu verwenden. Nur dann, wenn 

Aufzeichnungen diesbezüglich nicht mehr vorhanden sind 

oder nur mehr sehr schwer ermittelbar sind, sind 

alternative Bewertungsmethoden heranzuziehen. Von der 

Erstellung neuer Gutachten im Zusammenhang mit der 

Eröffnungsbilanz soll generell Abstand genommen 

werden. Besonders erwähnt ist in den Erläuternden 

Bemerkungen zu § 24 Abs. 2 VRV 2015, dass bei Wasser‐ 

und Abwasserbauten und –anlagen die historischen 

Anschaffungskosten heranzuziehen sind. Eine 

verwaltungsökonomische Ermittlung der 

Anschaffungskosten für Wasser‐ und Abwasserbauten und 

–Anlagen kann zB. anhand der vorhandenen 

Förderabrechnungen (Kollaudierungsbescheide) erfolgen. 

 

Kontierungsleitfaden für Gemeinden und 

Gemeindeverbände

In Buchungs‐ und Kontierungsfragen zum neuen Haushalts‐

recht sollen sich die Gemeinden zukünftig, wie dies auch 

schon in der Vergangenheit der Fall war, an dem vom KDZ 

veröffentlichten Kontierungsleitfaden für Gemeinden und 

Gemeindeverbände orientieren (Maimer et al., KDZ 

Kontierungsleitfaden 2018 für Gemeinden und 

Gemeindeverbände lt. VRV 2015, Neuauflage 2018). Es 

wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass der im Mai 

2018 vom KDZ erschienene Kontierungsleitfaden 2018 für 

Gemeinden und Gemeindeverbände lt. VRV 2015 erst‐

malig für das Finanzjahr 2020 anzuwenden ist. Bis zum 

Finanzjahr 2019 ist daher der Kontierungsleitfaden in der 

7. Auflage, basierend auf den Bestimmungen der VRV 

1997, zu verwenden.
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Bekanntlich wurde im letzten Jahr die Tiroler 

Waldordnung durch LGBl. Nr. 133/2017 novelliert. 

Aufgrund des Systemwechsels bei der Erhebung der 

Umlage durch diese Novelle sind  im Jahr 2018 zwei 

Verordnungen betreffend die Tiroler Waldordnung zu 

beschließen:

Wie in den letzten Jahren musste bis zum 01.04.2018 eine 

Verordnung über die Festsetzung einer Waldumlage 

beschlossen und entsprechend kundgemacht werden.

Zusätzlich muss in diesem Jahr eine weitere 

Verordnung mit der aufgrund der geänderten Rechtslage 

nur noch  der Umlagesatz einheitlich für alle 

Waldkategorien festzulegen ist, beschlossen werden. 

Wir weisen dabei besonders auf das in der 

Gemeindeanwendung des Tirol Portals befindliche 

Verordnungsmuster „Verordnung Waldumlage auf Basis 

Hektarsätze (Waldumlage NEU)“ hin.

Eine detaillierte Information befindet sich im Merkblatt 

Jänner 2018, das in der Gemeindeanwendung des Tirol 

Portals abrufbar ist.

Wichtiger Hinweis: Damit die Umlage für das Jahr 2018, 

für die der Abgabenanspruch mit Ablauf des Jahres 2018 

entsteht, zu Beginn des nächsten Jahres erhoben werden 

kann, muss die Verordnung noch im heurigen Jahr 

beschlossen und kundgemacht werden!

38. 

Tiroler Waldordnung ‐ Erlassung der Verordnung für die Waldumlage 2018
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39. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden September 2018
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40. 

Abgabenertragsanteile der Gemeinden Jänner bis September 2018
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VERBRAUCHERPREISINDEX
FÜR JULI 2018

(vorläufiges Ergebnis)

Index der Verbraucherpreise 2015

Basis: Durchschnitt 2015 = 100

Index der Verbraucherpreise 2010

Basis: Durchschnitt 2010 = 100

Index der Verbraucherpreise 2005

Basis: Durchschnitt 2005 = 100

Index der Verbraucherpreise 2000

Basis: Durchschnitt 2000 = 100

Index der Verbraucherpreise 96

Basis: Durchschnitt 1996 = 100

Index der Verbraucherpreise 86

Basis: Durchschnitt 1986 = 100

Index der Verbraucherpreise 76

Basis: Durchschnitt 1976 = 100

Index der Verbraucherpreise 66

Basis: Durchschnitt 1966 = 100

Index der Verbraucherpreise I

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Index der Verbraucherpreise II

Basis: Durchschnitt 1958 = 100

Juli 2018

(vorläufig)

104,9

116,1

127,1

140,6

147,9

193,4

300,6

527,6

672,3

674,5

Juni 2018

(endgültig)

105,1

116,3

127,4

140,8

148,2

193,8

301,2

528,7

673,6

675,8

Der Index der Verbraucherpreise 2015 (Basis: Jahresdurchschnitt 2015 = 100) für den 

Kalendermonat Juli 2018 beträgt 104,9 (vorläufige Zahl) und ist somit gegenüber dem 

Stand für Juni 2018 um 0,2 % gesunken (Juni 2018 gegenüber Mai 2018 + 0,2 %). 

Gegenüber Juli 2017 ergibt sich eine Steigerung um 2,2 % (Juni 2018/2017  + 2,1 %).
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